[image: image1.wmf]VdK-Presseschau

Sozialverband VdK Deutschland e.V. ( In den Ministergärten 4 ( 10117 Berlin

Presse und Information ( Telefon (0 30) 7 26 29-04 00 ( Telefax (0 30) 7 26 29-04 99

E-Mail ( Presse@vdk.de ( Internet ( www.vdk.de

tagesschau.de vom 29. Juni 2009
1/2
Diskussion um Steuererhöhungen 

Unions-Spitze lehnt höhere Mehrwertsteuer ab

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat Spekulationen über eine Erhöhung der ermäßigten Mehrwertsteuer zurückgewiesen. "Sie können vollkommen beruhigt sein, dazu wird es nicht kommen", sagte die Kanzlerin dem Sender N24. "Es ist in der Wirtschaftskrise absurd, sich mit diesen Fragen zu beschäftigen." Merkel hatte bereits Anfang der Woche erklärt, eine Mehrwertsteuererhöhung komme für sie nicht in Frage.

Zuletzt hatte der Ministerpräsident von Baden-Württemberg, Günther Oettinger, sich dafür ausgesprochen und der Debatte in der Union neue Nahrung gegeben. Er hielt eine Anhebung des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes um 2,5 Prozentpunkte auf neun Prozent für denkbar. Dieser Steuersatz gilt unter anderem für Lebensmittel und Zeitungen.

Staatssanierung auf Kosten der "kleinen Leute"

Damit stieß Oettinger auch auf den Widerspruch des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) und des Sozialverbandes VdK. DGB-Chef Michael Sommer warnte die Parteien davor, die Kosten der Krise auf die "kleinen Leute" abzuwälzen. "Bei denen, die das Geld haben, muss der Staat es sich holen, nicht bei den Menschen, denen das Geld gerade so reicht", sagte er der "Berliner Zeitung". Eine Mehrwertsteuererhöhung gehe zu Lasten der unteren Einkommensschichten und treffe die Ärmsten überproportional.

Ulrike Mascher, Präsidentin des Sozialverbands VdK, nannte eine Erhöhung der Mehrwertsteuer zum Schuldenabbau unverantwortlich. "Dadurch werden vor allem Menschen belastet, die einen großen Teil ihres Einkommens für Lebensmittel und andere Alltagsgüter ausgeben, also Familien mit vielen Kindern, Beschäftigte mit kleinen Gehältern, Arbeitslose und alte Menschen", sagte sie der Berliner Zeitung. Die Bezieher höherer Einkommen würden die Veränderung hingegen weniger spüren.

CSU-Chef Horst Seehofer schloss jede Art von Steuererhöhung in einer Regierung mit CSU-Beteiligung nach der Bundestagswahl kategorisch aus. "Wenn Steuersenkungen sinnvoll sind, um Wachstum und Arbeitsplätze zu befördern, dann bewirken Steuererhöhungen genau das Gegenteil. Sie sind Gift für die Wirtschaft und kommen nicht in Frage", sagte Seehofer der "Bild am Sonntag". Er machte deutlich, dass die Absage für Steuererhöhungen für die ganze nächste Legislaturperiode gilt: "Im Unionswahlprogramm sind Steuererhöhungen definitiv ausgeschlossen. Ich gehöre nicht zu denjenigen, die nach der Wahl etwas anderes machen als sie vorher gesagt haben. Unser Wahlprogramm geht von 2009 bis 2013."
Wirtschaftsverbände warnen

Führende Wirtschaftsverbände warnten eindringlich vor Steuererhöhungen nach der Bundestagswahl im Herbst. Der Präsident des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK), Hans Heinrich Driftmann, sagte der "Bild"-Zeitung: "Beim Staat ist Sparen angesagt - Steuererhöhungen wären Gift." Auch der Präsident des Arbeitgeberverbands Gesamtmetall, Martin Kannegiesser, rügte die Diskussion um höhere Steuern. "In solchen, erkennbar unsicheren Zeiten, sollte man nicht an der Steuerschraube drehen: weder nach links noch nach rechts." Der Präsident des Bundesverbands Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen (BGA), Anton Börner, sprach sich ebenfalls gegen Steuererhöhungen aus. Er sagte: "Es muss um Entlastungen gehen, nicht um zusätzliche Belastungen. Als 
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Unternehmer kann ich auch nicht einfach die Preise erhöhen, wenn mir Geld fehlt - sondern muss zunächst sparen."
Ermäßigter Mehrwertsteuersatz: Der ermäßigte Mehrwertsteuersatz von sieben Prozent gilt in Deutschland für eine lange Liste von Produkten, die in Anlage II zum Umsatzsteuergesetz festgesetzt ist. Darunter fallen:
Lebensmittel (nicht aber Getränke)
Bücher
Zeitschriften
Blumen
Tiernahrung
Nahverkehrstickets
Taxifahrten
einige Kunstgegenstände
Rollstühle
Zahnersatz und Prothesen (nicht aber Medikamente)
einige (lebende) Nutztiere, darunter Pferde, Schweine und Rinder
